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Alte Jagd- und Fifcherei-Ordnungen. 
Mittheilungen aus der Praxis: 


Der Beſitzer eines Freifchurfes kann Denjenigen, welcher behauptet, auf die Ver⸗ 
leihung des Grubenfeldes einen älteren Anſpruch zu haben, mittelſt Auf⸗ 
forderungsklage zur Austragung dieſes Rechtes nicht belangen. 


Uebertragung von grundbücherlichen Liegenſchaften in die neuen Tandtäflichen 
Grundbücher gelegentlich der Neuanlegung der Grundbücher: Die Norm des 
§ 3, Abſ. 3 des Gef. vom 2. Juni 1874, R. G. Bl. Nr. 89, betrifft Ueber⸗ 
tragungen, welche der Neuanlegung der Grundbücher nachfolgen. 


Auch die von radicirten Gewerben zu entrichtende Erwerbſteuer iſt keine Real-, 
ſondern nur eine Perſonalſteuer und genießt ein geſetzliches Vorzugsrecht nicht. 


Geſetze und Verordnungen. 
Perfonalien. 
Erledigungen. 


Alte Jagd- und Tiſcherei-Urdnungen ). 


Wie bei vielen Gewerben, ſo findet man auch bei Jägern und 


Fiſchern die Kenntniß mancher Vorſchriften, insbeſondere Verbote, deren 
national⸗ökonomiſche oder polizeiliche Berechtigung vollkommen anerkannt 
werden muß, welche aber der Advocat oder Beamte vergebens in Samm⸗ 
lungen von Geſetzen oder Verordnungen aufſuchen wird. Sie leben als 
Tradition fort, beachtet vom ehrlichen Gemüthe, mißachtet vom lockeren 
Charakter. Von den Behörden werden ſie nicht mehr zwangsweiſe zur 
Anwendung gebracht, denn in den Aemtern ſind ſie nicht mehr gekannt, 
auch daſelbſt nicht vorhanden. — Hie und da bringt ein Journal in einer 
Notiz eine alte Verordnung als einen Fund für die Culturgeſchichte. In 
ähnlicher Abſicht, nämlich als Beitrag für die Geſchichte der Jagd und 
Fiſcherei ſollen hier einige alte Anordnungen nach Weglaſſung der für 
Adelige giltigen Beſtimmungen und nach Weglaſſung überflüſſiger Weit⸗ 
ſchweifigkeit und nach Moderniſirung nebenſächlicher veralteter Ausdrücke 
vorgeführt werden. 

Die im Jahre 1577 „neu aufgerichtete Landgerichts 
ordnung“ (enthalten in der Regiſtratur des kärntneriſchen Landesaus⸗ 
ſchuſſes) verordnet: 

„Vom Federwildpred“: Wer von gemeinen Leuten, insbe⸗ 
ſondere Halterbuben, vor „Sanct Johanns Gotstaufferstag“ ein Wildpret 
oder Geflügel ausnimmt, fecht (fängt?) oder ſcheüſt (ſchießt?), ift dem 
Gericht zwei Schilling Pfennig (beiläufig 14 kr. 6. W.) verfallen und 
fol im Falle der Zahlungsunfähigkeit Tag und Nacht im Gefängniſſe 


) Aus Dr. Eduard Herrmann's „Kärntneriſchem Gemeindeblatte“. 


gehalten werden. (Gegenwärtig wird eine Geldſtrafe von 5 fl. einer 
Arreſtſtrafe von 24 Stunden gleich gehalten.) 

„Vom Hafen“: Gleiche Strafe trifft auch Jene, welche Hafen 
von Anfang März bis St. Bartlmä „zuraiten“, ſchießen oder „fahen“ 
(fangen?). Den Adeligen ſoll aber die Hetz jederzeit frei und unver⸗ 
boten ſein. 

„Vom Fiſchſachen“: „Bisher iſt am Fiſchſachen eine merklich 
ſchädliche Unordnung gehalten worden, ſo daß man „das Pruet“ von 
den beſonders guten Edelfiſchen ſowohl in den fließenden Wäſſern als 
anch in den Seen gar nicht verſchont, ſondern „nach der menig“ (nach 
der Menge?) aufgefiſcht und damit die Wäſſer verödet hat. Deßhalb 
ſollen jene, welche auf fließenden oder ſtillſtehenden Wäſſern zu fiſchen 
haben, mit einander „einer einhelligen gleichen Maß und Größe der 
Meſchen (Maſchen) und prütl (?), darnach allerlei ſort fiſch“ (ſür jede 
Fiſchgattung?) und zu welcher Zeit ſie gefangen werden ſollen, zwiſchen 
hin und phingſten ſchieriſt künftig (von welcher und bis zu welcher Zeit) 
auf einen beſtimmten Tag, des ſie ſich ſelbſt entſchließen, auch einer 
Strafe, darob der Herr Landeshauptmann oder Verweſer halte ſollen 
(vollziehen ſolle), vergleichen, und denſelbigen mit beſonderen Fleiß 
getreulich nachkommen in Anſehung (in Abſicht) daß ſolches ein nützlich 
gutes Werk und zuuorab (zuvorab oder zuvörderſt) jenen Perſonen, 
welchen die Fiſchereien gehören am meiſten dienlich iſt.“ 

In dieſer nahezu wörtlich vorgeführten Anordnung, daß ſich die 
Fiſchereiberechtigten über die Größe der zu fangenden Fiſche, über die 
Zeit des Fiſchfanges, ja auch über die Strafen, welche die politiſche 
Behörde verhängen ſolle, zu einigen hätten, wurde ein guter Grund 
für Fiſcherei⸗Genoſſenſchaften gelegt. — Eine Fiſcherei⸗Genoſſenſchaft, 
wenigſtens hinſichtlich des gleichartigen Vorganges, dürfte am Klagen⸗ 
furter See, nach folgender von einem Fiſcher erhaltenen Beſchreibung 
aber gewiß am Oſſiacher⸗See beſtanden haben. Die Fiſcherei in dem⸗ 
ſelben gehört beiläufig dreißig Fiſchern. Am „unteren“ Theile (dem 
Theile des See⸗Ausfluſſes) reichen die Parcellen der einzelnen Fiſcher 
bis in die Mitte, jeder hat daher ſein beſonderes Gebiet. Im „oberen“ 
Theile des Sees, welcher gegen den Einfluß der Tibel liegt, haben 
16 Fiſcher ebenſo viele Uferparcellen, nämlich ſolche gewöhnlich vom 
Waſſer bedeckte Parcellen, in welchen Schilf wächſt. Der innerhalb des 
Schilfes gelegene tiefere Seetheil gehört den 16 Fiſchern zuſammen, 
welche die Fiſcherei in neuerer Zeit ohne Ordnung betreiben, die aber 
in älterer Zeit folgende „Ordnung“ gehabt haben ſollen: Im Winter, 
nämlich von Michaeli bis Georgi, wechſelten die Fiſcher tagweiſe, indem 
ſie in einer beſtimmten Reihenfolge im Kreiſe jeden Tag um einen 
Ufertheil vorrückten. Von Georgi bis Michaeli, das iſt im Sommer, 
bildeten die 16 Fiſcher drei Gruppen, die eine Gruppe, beſtehend aus 
den vier Vorfiſchern und die zwei übrigen Gruppen, beſtehend aus je 
ſechs Fiſchern. Dieſe drei Gruppen benützten das ganze Terrain in drei 
Theilen und wechſelten dieſe Theile jährlich. Die Fiſcher durften während 
der Reibzeit keine Hechte ſangen, die Lachsrechen (zum Fangen der 
Lachsforellen) mußten wenigſtens 2000 Schritte vom See entfernt ſein, 


Schlein durften nicht mit der Angel gefangen werden, weil bei diefer 


Fangart kleine Krebſe nothwendig ſind, alſo die Krebszucht außer⸗ 
ordentlich geſchädigt wird, auch durften nur fauſtgroße Krebſe gefangen 
werden, das ſind ſolche, welche in der Fauſt gehalten, aus derſelben 
mit den ganzen Scheeren und mit dem ganzen Schweife herausſehen. — 
In Folge der Nichtbeachtung dieſer alten Ordnung ſoll es dahin 
gekommen ſein, daß der Oſſiacher⸗See, welcher ehemals als der fiſch⸗ 
reichſte Kärntens genannt wurde, gegenwärtig nahezu keine Lachsforellen 
und mit Rückſicht auf ſeine Nährkraft auch nicht genügend andere 
Fiſche enthält. 

In dieſer neu aufgerichteten Landgerichtsordnung finden wir auch 
die intereſſante Beſtimmung für die Gerichte, daß für jene fließenden 
Wäſſer, in welchen bisher der Fiſch⸗ und Krebſenfang Jedermann 
freiſtand, Ordnung geſchafft und Strafen angedroht werden ſollen. 

Was die Rechte des Adels betrifft, ſo ſollte es beim alten Her⸗ 
kommen ſo laug verbleiben, bis ſich die ehrſame Landſchaft in Kärnten 
mit Einhelligkeit eines anderen und beſſeren Mittels vergleichen werde. 

Eine weitere intereſſante Norm iſt die Jäger- und Fiſcherei⸗ 
Ordnung, errichtet von den Landſtänden des „Erzherzogthums“ 
Kärnten am 16. Jänner 1731 und approbirt am 16. Jänner 1732 
(findbar im 5. Bande der in der Regiſtratur des kärntneriſchen Landes⸗ 
ausſchuſſes enthaltenen Sammlung der Patente, Currenden und Circu— 
larien). Dieſe Jagd- und Fiſcherei-⸗Ordnung enthält hauptſächlich 
Beſtimmungen über Wildſchonzeiten, über die ſtandesmäßige, adelige 
Berechtigung zum Jagen und Strafbeſtimmungen. Die Beſtimmungen 
über Wildſchonzeiten müſſen entweder in Vergeſſenheit gerathen oder 
durch ſpätere Normen wieder außer Giltigkeit gebracht worden ſein, 
denn der Landespräſidial⸗Erlaß vom 9. Juni 1864, Nr. 581-P, 
beſagt, daß in Kärnten keine Vorſchriften über Schonzeiten des Wildes 
beſtehen. Dieſe wurden erſt durch das Geſetz vom 27. Jänner 1878, 
L. G. Bl. Nr. 4, wieder gegeben. 

Den Bär, welcher ein ſehr reißend und ſchädliches Thier iſt, 
kann Jedermann erlegen, er verbleibt jedoch im Eigenthume des Jagd⸗ 
herrn, welcher einen Ducaten Schußgeld zu zahlen hat. Ebenſo können 
auch „Lux“ und Wolf von Jedermann erlegt werden. Haſen ſind vom 
1. März bis Michaeli zu ſchonen, von Michaeli bis 1. März mit 
Netzen zu jagen. Das gleiche gilt bezüglich des „Fux“, mit der Aus⸗ 
nahme, daß dieſer auch außer dieſer Zeit, beſonders im höheren Gebirge 
und auf der Alpe jedoch ohne Jagen ſoll geſchoſſen werden dürfen, 
damit das Federwild beſſer erhalten werde. Dasſelbe gilt bezüglich 
des Marders, Iltis und der Wildkatze. Biber und Otter (Fiſchotter) 
dürfen durch das ganze Jahr gefangen werden. Der „Dax“ unterliegt 
der Jagd nach dem St. Michaels⸗Tage, iſt aber im Frühjahre zu 
ſchonen. Die Sperber, Habichte und alle anderen Raubvögel find nach 
Möglichkeit zu vertilgen. Bezüglich des großen und kleinen Federwildes 
gilt als Regel, daß die „Hannen“ nicht vor dem Georgi⸗Tage, die 
Hennen jedoch mit möglichſter Schonung erſt nach dem Bartholomä⸗Tage, 
Haſel⸗Hühner aber nach dem Jacobi Tage geſchoſſen werden dürfen. 
Rebhühner dürſen erſt nach Jacobi gefangen werden, es ſoll jedoch vor 
jedem „Kütt“ wiederum ein Hahn und ein „Händl“ ausgelaſſen 
werden. Wildgänſe, Enten und andere Vögel können von den Beſitzern 
ſtehender „beſetzter“ Wäſſer abgeſchoſſen werden. Beim Fangen und 
Schießen der Wachtl und Feldhühner und bei deren Fangen mit 
Hunden ſoll das Getreide nicht beſchädigt oder der Schaden vergütet 
werden. Die Schnepfen und „Staudvögel“ konnten von Allen gejagt 
werden. Kleine Vögel durften von Nobilitirten, Officieren und Studenten 
gefangen werden, doch mußten dieſe die Bewilligung vom Waldbeſitzer 
haben und mußten die Vogel⸗Fänge ſo weit auseinander ſein, daß die 
Lock⸗Vögel einander nicht hören konnten. 

Das Fiſcherei oder Fiſchweidrecht iſt gleich der Jagd ein Recht 
des Grundherrn, doch mit dem Unterſchied, daß an den von der Natur 
„beſetzten“ Wäſſern (Seen und fließenden Wäſſern) jeder Adelige 
(Herr und Landmann) mit eigener Hand und Schnur oder Angel 
fiſchen durfte. Die Fiſche und Krebſen ſind gleich dem Wild vernunft⸗ 
gemäß zu ſchonen und nur in der „zallmäßigen“ Größe (wahrſcheinlich 
die Größe, welche ſich die Herrſchaft für die Zehententrichtung bedang) 
zu behalten. Die Zeit zu fiſchen läßt ſich nicht anſetzen *). 


\ ) Vergl. auch Peyrer: Fiſchereibetrieb und Fiſchereirecht in Oeſterreich. 
Wien 1874. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Beſttzer eines Freiſchurfes kann Denjenigen, welcher b : 
on die e Törder un en einen, e 
zu haben, mittelſt Aufforderungsklage zur Aust ie 
Nechtes nicht Mengen e 
Ludwig B. und Johann V. entdeckten in der Gemeinde C. auf 
der zur Jaworzno'er Gewerkſchaft gehörigen Parcelle Nr. 3494 ein 
Kohlenlager und es wurde ihnen über ihr Geſuch durch die Krakauer 
k. k. Berghauptmannſchaft, nach vorgenommenem Augenſcheine, bedeutet, 
daß die Verleihung des Eigenthums des Grubenfeldes möglich ſei und 
nach Rechtskraft dieſes Beſcheides erfolgen werde. Bei Gelegenheit der 
Vornahme des obigen Augenſcheines haben die Erben des Grafen P. 


eingewendet, daß ihnen dieſes Grubenfeld als Albertiniſches bekannt, 


bereits unterm 20. Nov. 1808, Z. 251, verliehen wurde und haben 
gegen die Entſcheidung der Berghauptmannſchaft vom 9. September 1873, 
3. 787, den Recurs an das k. k. Handelsminiſterium eingebracht, 
welches dieſe Entſcheidung aufgehoben und angeordnet hat, damit beide 
Parteien gemäß § 61 B. G. ihre der Verleihung entgegenſtehenden, 
die Priorität des Eigenthums betreffenden Streitigkeiten im Rechtswege 
austragen, in Folge deſſen den Parteien von der Berghauptmannſchaft 
verordnet wurde, ſich binnen 14 Tagen auszuweiſen, daß ſie die ent⸗ 
ſprechenden Schritte bei dem competenten Gerichte eingeleitet haben. 

Ludwig B. und Johann V. traten daher bei dem Krakauer k. k. 
Landesgerichte mit einer Klage gegen die Erben des Grafen P. auf, 
in welcher ſie behaupten, daß die Einwendungen der Belangten bei dem 
durch die Bergbehörde veranlaßten Augenſcheine und ihre Anſprüche zur 
Priorität des ſtrittigen Grubenfeldes eine Berühmung enthalten und 
verlangen, daß den Belangten aufgetragen werde, binnen 14 Tagen 
ihre Rechte zu dem beſagten Grubenfelde auszuführen, widrigens ihnen 
das ewige Stillſchweigen aufgelegt werde. 

Nach durchgeführtem ſchriftlichem Aufforderungsproceſſe hat das 
Krakauer k. k. Landesgericht mittelſt des Urtheiles vom 9. März 1878, 
3. 1648, dem Klagebegehren im Ganzen ſtattgegeben, hauptſächlich aus 
den Gründen: 

Daß vor Allem Kläger den Anforderungen des § 63 der g. G. O. 
bezüglich der Beſchreibung des Gegenſtandes des Streites, ungeachtet 
die Belangten das Gegentheil behaupteten, vollkommen Genüge geleiſtet 
haben. Auch das Factum der Berühmung iſt wirklich eingetreten, indem 
die Belangten durch ihr Eingangs erwähntes Auftreten vor der Berg⸗ 
behörde, den Klägern den Weg zur Erlangung des Eigenthums des 
Grubenſeldes verſperrt haben und die Kläger waren vollkommen berech— 
tigt zu verlangen, daß die Belangten ihr früheres Recht, deſſen ſie ſich 
rühmen, gehörig ausweiſen. 

Das k. k. Oberlandesgericht in Krakau hat jedoch mittelſt 
Urtheiles vom 23. September 1878, 3. 7187, ſowie auch der oberſte 
Gerichtshof mit Entſch. vom 23. Mai 1879, 8. 4107, beſtätigend, die 
Kläger mit ihrem Begehren abgewieſen. — Gründe: 

Im vorliegenden Falle fehlen die Bedingungen, unter welchen die 
Erben des Grafen P. im Sinne der 88 60, 61, 63 g. G. O. zur 
Ausführung ihrer Rechte verhalten werden können. Es kommt zwar 
hervor, daß die Kläger auf der Parcelle Nr. 3494 einen Freiſchurf 
haben, allein der Freiſchurf gibt nach 8 34 des B. G. nur einen An⸗ 
ſpruch auf Verleihung der Grubenmaße, den materiellen Rechtstitel zur 
Erwerbung des Grubenfeldes erlangt derſelbe durch das Verleihungs⸗ 
geſuch, das Eigenthumsrecht auf die innerhalb einer beſtimmten Be⸗ 
gränzung vorkommenden Mineralien wird erſt durch die Verleihung 
(8 40 B. G.) und eigentlich durch die Verleihungsurkunde ($ 63 B. G.) 
erworben. 

Die Kläger haben das Verleihungsgeſuch überreicht und haben 
hiedurch im Sinne des $ 52 B. G. das Vorrecht vor den ſpäteren 
Erwerbern erlangt, allein inſolange die Verleihung durch Ausſtellung 
der diesfälligen Urkunde ($63 B. G.), ferner die Vermeſſung des ver⸗ 
liehenen Feldes (§ 64 B. G.) nicht erfolgt iſt, beſteht das Grubenfeld 
in der Wirklichkeit nicht, es ſteht demnach den Klägern ein dingliches 
Recht zum Grubenfelde nicht zu und beſitzen daher dieſelben dieſes Recht 
nicht. In Anbetracht nun, daß die Berühmung nicht gegen unbeſtimmte 
Perſonen ſondern nach der Vorausſetzung der obbezogenen Paragraphe 
der G. O. nur gegen beſtimmte Perſonen gerichtet ſein muß und nur 
der Befitz es iſt, der ein dingliches Recht mit einer Perſon in ſolche 
Verbindung bringt, daß von Demjenigen, der ſich eines ſolchen Rechtes 


rühmt, behauptet werden kann, daß er ſich eines Rechtes wider dieſe 
Perſon gerühmt habe, mangelt den Klägern jegliche Berechtigung, Andere 
zur Ausführung ihrer vermeintlichen Vorrechte betreffs des noch nicht 
beſtehenden Grubenfeldes aufzufordern und umſoweniger die Belangten, 
welche Rechtsanſprüche auf das viel ältere, noch am 20. Nov. 1808 
verliehene Albertiniſche Grubenfeld, über deſſen Beſtand oder Nichtbeſtand 
die Berghauptmannſchaft endgiltig noch nicht abgeſprochen hat, erheben. 

Der durch die Belangten bei der Freifahrung gemachte Einwand, 
daß das Grubenſeld, auf deſſen Verleihung die Kläger gleichfalls nur 
einen Anſpruch haben, dem Grafen P. bereits im Jahre 1808 verliehen 
worden iſt, kann, inſolange über den Beſtand der Albertiniſchen Berg⸗ 
grube definitiv nicht abgeſprochen iſt, umſoweniger als eine Berühmung 
angeſehen werden, als Kläger das Verhältniß der Albertiniſchen Berg⸗ 
grube zu dem von ihnen angeſprochenen Grubenfelde aufzuklären unter⸗ 
ließen, was ſie durch Anſchluß der Lagerungskarte, welche bei der Frei⸗ 
fahrung vorlag (8 50, 54 B. G.) und welche nicht nur die Lage des 
Aufſchluſſes, ſondern auch die Taggegend darzuſtellen hat, hätten bewerk⸗ 
ſtelligen ſollen. 

Bei dieſer Sachlage erſcheint auch der von den Belangten gemachte 
Einwurf, daß Kläger den Gegenſtand des Streites und das Recht, deſſen 
ſich die Belangten gerühmt haben, genau nicht beſchrieben, ja ſogar den 
Fundſchacht, auf den die Belangten keinen Anſpruch machen, mit dem 
Grubenfelde identificirt haben (8 63 G. O.) gerechtfertigt und dieß 
umſomehr, als die durch die Belangten bei der Freifahrung und ſpäter 
im Recurſe an das Ackerbauminiſterium gemachten Einwendungen von 
den Klägern näher nicht bezeichnet und dieſe Einwendungen wirklich 
berückſichtigt worden ſind. Ger.⸗H. 


Uebertragung von grundbücherlichen Liegenſchaften in die neuen 
landtäflichen Grundbücher gelegentlich der Neuanlegung der 
Grundbücher: Die Norm des § 3, Abſ. 3 des Geſetzes vom 
2. Juni 1874, N. G. Bl. Nr. 89, betrifft Uebertragungen, 
welche der Neuanlegung der Grundbücher nachfolgen. 


Bei den Erhebungen für die Anlegung neuer Grundbücher in der 
Kataſtralgemeinde O. ſtellte der Beſitzer des dortigen landtäflichen Gutes, 


der Herrſchaft O., den Antrag, daß einige bisher auf ſeinen Namen 
(nebenbei erwähnt im 


im Grundbuche vorgetragene Grundparcellen 
Geſammtausmaße von nur beiläufig 2 Joch) mit dem erwähnten Land⸗ 
tafelkörper (an deſſen Grundſtücke dieſelben unmittelbar angrenzen) 
vereinigt und demgemäß bei Anlegung des neuen landtäflichen Grund⸗ 
buches als ein Beſtandtheil der Herrſchaft O. in dasſelbe übertragen 
werden. In Folge deſſen hat ſich nach Analogie der Anordnung des 
§ 3, Abf. 3 des Geſetzes vom 2. Juni 1874, R. G. Bl. Nr 89 das 
Landesgerichtspräſidium L. nach Vorlage der Erhebungen an die dortige 
k. k. Statthalterei mit der Anfrage gewendet, ob von derſelben die 
Zuſtimmung zu der angeſuchten Uebertragung aus dem Grundbuche in 
die Landtafel ertheilt werde. 

Die k. k. Statthalterei hat hierauf erwidert, daß ſie die gewünſchte 
Zustimmung nicht ertheilen könne, und hat ſich diesſalls auf die Anordnung 
des 8 3, Abſ. 4 des obigen Geſetzes, ſowie auf die erläuternden Bemer⸗ 
kungen der ſeinerzeitigen Regierungsvorlage des Geſetzentwurfes (ſtenog. 
Prot. des Abgeordnetenhauſes S. 905, Abſ. 6), endlich auf die Aus⸗ 
führung des Berichterſtatters in der Sitzung des Abgeordnetenhauſes 
vom 23. April 1874 (ſtenog. Prot. S. 1920) beruſen, weil hienach 
die Vereinigung von ruſticalen Grundſtücken mit einem Landtafelkörper 
ohne Abſchreibung eines entſprechenden Aequivalentes an letzterem überhaupt 
nicht zuläſſig ſei. g 

Augeſichts dieſer Ablehnung wurde dem betreffenden Bezirksgerichte 
von dem Landesgerichtspräſidium bekanntgegeben, daß dem Anſuchen des 
Beſitzers der Herrſchaft O. keine Folge gegeben werden könne. — Letztere 
überreichte nunmehr gegen die Ablehnung der Zuſtimmung von Seite 
der k. k. Statthalterei bei dem betreffenden Bezirksgerichte einen Recurs 
an das k. k. Miniſterium des Innern, welcher Recurs im Wege des 
Landesgerichtspräſidiums und der Statthalterei dem gedachten Miniſterium 
vorgelegt wurde. . 

Mit Erlaß vom 14. Juli 1879, 3. 6916, hat das k. k. 
Ministerium des Innern dieſem Recurſe ſtattgegeben und den politiſchen 
Conſens zu der in Rede ſtehenden Vereinigung, reſp. bücherlichen Ueber⸗ 
tragung ertheilt, und zwar mit der Begründung, daß die von den Ver⸗ 
änderungen, welche der Neuanlegung der Grundbücher nachfolgen, 
handelnde Beſtimmung des § 3, Abſ. 4 des Geſetzes vom 2. Juni 
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1874, R. G. Bl. Nr. 89 auf den vorliegenden Fall nicht anwendbar 


erſcheint, anderſeits gegen dieſe Vereinigung vom Standpunkte der Landes⸗ 
ordnung und der Landtagswahlordnung kein Bedenken obwaltet, vielmehr 
für die Zuſchreibung dieſer ſeit Jahren mit der Herrſchaft O. phyſiſch 
und wirthſchaftlich verbundenen Grundparcellen von geringem Ausmaße 
ſowohl Motive praktiſchen Bedürfniſſes, als auch die Rückſicht auf die 
Herſtellung der tabularen Ordnung ſprechen, ſonach in öffentlicher Be⸗ 
ziehung kein Anſtand vorhanden iſt. Ger.⸗Ztg. 


Auch die von radicirten Gewerben zu entrichtende Erwerbſteuer 
iſt keine Real-, ſondern nur eine Perſonalſteuer und genießt ein 
geſetzliches Vorzugsrecht nicht. 

Bei der Vertheilung des Meiſtbotes für das executiv veräußerte 
Färberhaus Nr. 104 in Kirchdorf hat das k. k. Bezirksgericht in Kirch⸗ 
dorf die rückſtändige erſte Rate der Erwerbſteuer für das Jahr 1877 
nebſt Landesumlage mit 4 fl. 60 kr. und die rückſtändige erfte und 
zweite Rate für das Jahr 1878 mit 9 fl. 32 kr. als Vorzugspoſten 
zugewieſen. 

Dagegen hat das k. k. Oberlandesgericht in Wien mit Erledigung 
vom 8. Jänner 1879, 3. 21713 über Recurs eines Tabulargläubi- 
gers, den erwähnten Erwerbſteuerrückſtänden das Vorrecht aberkannt 
und dieſelben aus den Vorzugspoſten ausgeſchieden, weil der landes⸗ 
fürſtlichen Erwerbſteuer und Landesumlage weder ein geſetzliches Pfand⸗ 
recht auf das unbewegliche Gut des Executen, noch ein Vorrecht auf 
den aus der Verſteigerung desſelben erzielten Meiſtbot eingeräumt iſt. 

Ueber den Reviſionsrecurs der k. k. Finanzprocuratur noc. des 
Aerars hat der k. k. oberſte Gerichtshoſ mit Entſcheidung vom 
19. März 1879, Z. 3081, die obergerichtliche Erledigung zu beſtätigen 
befunden: weil die Erwerbſteuer nicht von Grund und Boden, ſondern 
aus Anlaß der Ausübung eines Gewerbes entrichtet wird, daher ihrer 
rechtlichen Natur nach keine Real-, ſondern eine Perſonalſteuer iſt, 
welcher geſetzlich ein Vorzugsrecht vor den Tabulargläubigern nicht 
zufteht, und hiebei der Umſtand, ob das Gewerbe, wie im vorliegenden 
Falle, ein radicirtes iſt, oder in Folge bloßer Anmeldung oder behörd— 
licher Conceſſion ausgeübt wird, keinen Unterſchied macht. Jur. Bl. 


Geſetze und Berordnungen. 
1879. I. Quartal. 


Verordnungsblatt für die k. k. Gendarmerie. 
Nr. 1. Ausgeg. am 23. Jänner. 

Circular⸗Verordnung vom 18. Jänner 1879, Nr. 648/185 III. Betreffend 
die Aufnahme von nicht activen Reſerviſten der auf verminderten Kriegsſtand 
geſetzten oder theilweiſe mobiliſirten Truppenkörper zur k. k. Gendarmerie. 

Nr. 2. Ausgeg. am 23. Februar. 

Circular⸗Verordnung vom 17. Jänner 1879, Praes. Nr. 97. Bekanntgabe 
des Termines zum Uebergange der Cvidentführung der penſionirten Gendarmerie⸗ 
Stabs⸗ und Oberofficiere an die k. k. Landwehr⸗Commanden. 

Circular⸗Verordnung vom 19. Februar 1879, Nr. 2419/582 III. Ver⸗ 
lautbarung von Berichtigungen der Militär⸗Marſchroutenkarte. 

Circular⸗Verordnung vom 19. Februar 1879, Nr. 2420/583 III. Beſtim⸗ 
mungen betreff des Eintrittes eines in der Evidenz der Landesſchützen (Landwehr) 
ſtehenden Mannes in die k. k. Gendarmerie. 

Nr. 3. Ausgeg. am 7. März. 

Circular⸗Verordnung vom 20. Februar 1879, Praes. Nr. 38. Hinaus⸗ 

gabe einer neuen Vorſchrift zur Verfaſſung der Conduiteliſten der Gendarmerie⸗ 


mannſchaft. 
Nr. 4. Ausgeg. am 21. März. 


Cireular⸗Verordnung vom 3. März 1879, Nr. 2837/673 III. Wegfall 
der Hinausgabe einer Ergänzung der Gendarmerie-Geſetzſammlung für das 
Jahr 1878. 

Eircular⸗Verordnung vom 19. März 1879, Nr. 3749854 III. Berichti⸗ 
gung der Militär⸗Marſchroutenkarte. 


Verordnungsblatt für die k. k. Landwehr. 
Nr. 1. Ausgeg. am 2. Jänner. 


Nr. 2. Ausgeg. am 11. Jänner. 


Nr. 3. Ausgeg. am 11. Jänner. 

Circular⸗Verordnung vom 5. Jänner 1879, Praes. Nr. 1. Abdruck von 
Nr. 3 R. G. Bl. 

Circular⸗Verordnung vom 5. Jänner 1879, Nr. 48/7 II. Abdruck von 
Nr. 4 R. G. Bl. 

Cireular-Verordnung vom 3. Jänner 1879, Nr. 16980/3989 IV (ex 1878) 
Hinausgabe des IV. Hauptſtückes vom II. Theile des Exercier⸗Reglements für die 
k. k. Cavallerie. 

Cireular-Verordnung vom 25. December 1878, Nr. 16608/3539 II. 
Aenderung des Gebietsumfanges der Bezirksgerichte Polua und Pribislau in 
Böhmen. 

Circular⸗Verordnung vom 25. December 1878, Nr. 16660/3545 II. Aen⸗ 
derung des Gebietsumſanges der Bezirksgerichte Neuſtraſchitz und Schlan in 


Böhmen. 
Nr. 4. Ausgeg. am 17. Jänner. 


Circular⸗Verordnung vom 11. Jänner 1879, Praes. Nr. 2108 ex 1878. 
Berichtigungen mehrerer Dienſtbücher und Vorſchriſten für die k. k. Landwehr. 
Nr. 5. Ausgeg. am 24. Jänner. 
Circular-Verordnung vom 25. December 1878, Nr. 
Aenderung des Gebietsumfanges einzelner Bezirksgerichte 
mannſchaften in Böhmen. 
Nr. 6. Ausgeg. am 29. Jänner. 


16661/3546 II. 
und Bezirkshaupt⸗ 


Nr. 7. Ausgeg. am 7. Februar. 


Nr. 8. Ausgeg. am 31. Februar. 

Circular⸗-Verordnung vom 5. Februar 1879, Nr. 1484/39 II. Beginn 
der Amtswirkſamkeit des Bezirksgerichtes Stecken. 

Circular-Verordnung vom 15. Februar 1879, Nr. 1912263 V. Verlaut⸗ 
barung der Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 22. Jänner 1879, 
3. 20073/1178, in Betreff der Abquittirung des Limito-Rauchtabaks für das 
Militär und andere Bezugsberechtigte. 

Nr. 9. Ausgeg. am 28. Februar. 


Nr. 10. Ausgeg. am 15. März. 

Circular⸗Verordnung vom 27. Februar 1879, Nr. 2718/511 II. Aende⸗ 
rungen in dem Gebietsumfange der Bezirksgerichte und Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaften in Galizien. 

Nr. 11. Ausgeg. am 27. März. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern, im Einvernehmen mit den bethei— 
ligten k. k. Miniſterien, vom 27. Auguſt 1879, 3. 4386 M. I., an fünmtliche 
Landesbehörden, betreffend den Vorgang bei Bewilligung zur Errichtung von 
Waſſerüberfuhren und bei Genehmigung der bezüglichen Gebührentarife. 

Im Hinblicke auf die wahrgenommene Ungleichartigkeit des Vorganges in 
den einzelnen Ländern bei Ertheilung von Bewilligungen zur Errichtung von 
Waſſerüberfuhren und bei Genehmigung der bezüglichen Gebührentariſe findet 
das k. k. Miniſterium des Innern, im Einvernehmen mit dem k. k. Ackerbau⸗ 
miniſterium und den k. k. Miniſterien des Handels und der Finanzen, unter 
Rückſichtnahme auf die Beſtimmungen der Waſſerrechtsgeſetze einerſeits und die 
beſtehenden Vorſchriften über die Competenz in Betreff der Bewilligung von 


Mauthgebühren und der nach denſelben Grundſätzen zu behandelnden Ueberfuhrs⸗ 


gebühren anderſeits, folgende Anordnungen zu treffen: 

1. Die Bewilligung zur Errichtung von Ueberfuhren in den zur Schiff- 
oder Floßfahrt benützten Strecken der fließenden Gewäſſer ſteht in erſter Inſtanz 
der politiſchen Landesbehörde jenes Landes zu, in welchem die Ueberfuhr er⸗ 
richtet werden ſoll. 

Beſteht in der Strecke der zu errichtenden Ueberfuhr eine Aerarialüberfuhr 
ſo iſt vor Ertheilung der Bewilligung das Vernehmen mit der Finanzlandes⸗ 
behörde zu pflegen. 

2. Berührt die zu einer ſolchen Ueberfuhr gehörige Anlage das Verwal⸗ 
tungsgebiet mehrerer Länder, ſo hat jene Landesbehörde, in deren Gebiet ſich 
der Hauptbeſtandtheil der Anlage befindet, im Einverſtändniſſe mit den anderen 
betheiligten Landesbehörden die Bewilligung zur Errichtung zu ertheilen, oder, 
wenn die betheiligten Landesbehörden ſich nicht einigen, die Verhandlung zur 
miniſteriellen Entſcheidung vorzulegen. 

In analoger Weiſe iſt auch bei Bewilligung von Ueberfuhren zwiſchen 
dem Gebiete der diesſeitigen Reichshälfte und dem Gebiete der königlich unga⸗ 
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riſchen Krone vorzugehen, und iſt im Falle eines Diſſenſes mit den königlich 


ungariſchen, beziehungsweiſe eroatifchen Behörden die Verhandlung zur weiteren 
Erörterung der Angelegenheit mit der betheiligten königlich ungariſchen Central⸗ 
ſtelle in Vorlage zu bringen. 

3. Die miniſterielle Bewilligung iſt auch in allen jenen Fällen einzuholen, 
iu welchen die Ueberfuhr zwiſchen dem In- und Auslande verkehren ſoll 

Vor Erſtattung der Anträge iſt ſtets die Wohlmeinung der Finanzlandes⸗ 
behörde einzuholen und mit dem eigenen Gutachten vorzulegen. 

4. Nachdem die Beſtimmungen der Waſſerrechtsgeſetze über die Ertheilung 
von Bewilligungen zur Errichtung von Ueberfuhren den beſtehenden geſetzlichen 
Vorſchriften über die Competenz zur Bewilligung von Mauth, beziehungsweiſe 
Ueberfuhrsgebühren nicht derogiren, iſt das der politiſchen Landesbehörde durch 
das Waſſerrechtsgeſetz eingeräumte Bewilligungsrecht zur Errichtung von Ueber⸗ 
fuhren nur innerhalb jener Grenzen auszuüben, auf welche nach den diesfalls 
beſtehenden Vorſchriften die Competenz der Landesbehörde zur Bewilligung von 
Mauth⸗ beziehungsweiſe Ueberſuhrsgebühren eingeſchränkt iſt. 

Es ſind daher, inſofern in einzelnen Ländern durch ſpätere geſetzliche 
Anordnungen in Betreff der Ueberfuhrsgebühren nicht etwas Anderes beſtimmt iſt, 
in den unter 1 und 2 erwähnten Fällen Bewilligungen zur Errichtung von 
Ueberfuhren und zur Einhebung der bezüglichen Gebühren nach Vorſchrift des 
Miniſterialerlaſſes vom 14. December 1867, Z. 18260, beziel ungsweiſe des 
Miniſterialerlaſſes vom 18. März 1866, Z. 1452 St. M., Z. I, lit. e, von der 
Landesbehörde nur auf die Dauer von längſtens fünf Jahren zu ertheilen, bei 
Bewilligungen über dieſe Zeitdauer hinaus aber die Angelegenheit unter Bean⸗ 
tragung des zu genehmigenden Gebührentarifes zur miniſteriellen Entſcheidung 
vorzulegen. 

5. Mit Rückſicht auf die vorſtehend unter 4 feſtgeſetzten Beſtimmungen 
hat die Bewilligung von Ueberfuhrsgebühren auch bei Ueberfuhren auf nicht zur 
Schifſ- oder Floßfahrt benützten Strecken der fließenden Gewäſſer in erſter 
Inſtanz von der politiſchen Landesſtelle unter der bei 4 angegebenen Beſchränkung 
der Zeitdauer auszugehen. 

6. In den Fällen, in welchen nach den vorſtehenden Beſtimmungen die 
Einholung der miniſteriellen Entſcheidung ſtattzufinden hat, iſt als Grundſatz 
feſtzuhalten, daß die bezügliche Verhandlung dann, wenn es ſich um Ueber⸗ 
fuhren mit gewerbsmäßigem Betriebe oder unter Einhebung von Gebühren 
überhaupt handelt, dem Miniſterium des Innern, in allen anderen Fällen aber 
dem k. k. Ackerbauminiſterium vorzulegen iſt. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben den geheimen Rath Ferdinand Grafen Traut- 
mannsdorf- Weinsberg zum Praſidenten, dann den geheimen Rath Alexander 
Fürſten v. Schoenberg⸗Hartenſtein und den Fuͤrſten Conſtantin Cz ar⸗ 
toryski zu Vicepräfidenten des Herrenhauſes ernannt. 

Seine Majeſtät haben genehmigt, daß der geheime Rath Heinrich Freiherr 
v. Calice als erſter Sectionschef im Miniſterium des Aeußern iu die dritte 
Rangsclaſſe einrücke und den a. o. Geſandten Benjamin v. Källay zum Sections⸗ 
chef der vierten Rangsclaſſe desſelben Miniſteriums ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Oberrechnungs⸗ 
rathes bekleideten penſ. Rechnungsrathe des Finanzminiſteriums Joſef Mayer 
taxfrei den Titel und Charakter eines kaiſ. Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Steueroberinſpector Joſef Tollmann anläßlich 
deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Finanzrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den beim k. u. k. Conſulate in Conſtantinopel in 
Verwendung ſtehenden Kanzleiſecretär Julius Abra mo vich v. Adelburg den 
Titel eines Viceconſuls verliehen. 

Seine Majeſtät baben dem Rechnungsrathe der dalmatiniſchen Statt⸗ 
halterei Johann Mascarino anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und 
Charakter eines Oberrechnungsrathes taxfrei verliehen. 


Erledigungen. 


Steuereinnehmersſtelle bei der o. ö. Finanzdirection, eventuell eine Steuer⸗ 
amtscontrolorsſtelle der zehnten ſowie mehrere Steueramtsadjunctenſtellen der 
eilften Rangsclaſſe mit Cautionspflicht bis Ende October. (Amtsbl. Nr. 228). 

Brei Ingenieursſtellen mit der neunten Rangsclaſſe, eventuell zwei Bau⸗ 
adjunetenftellen in der zehnten Rangsclaſſe im Bereiche des Staatsbaudienſtes 
im Küſtenlande bis Ende October. (Amtsbl. Nr. 230). 

Rechnungsrevidentenſtelle beim Rechnungsdepartement der k. k. Statt⸗ 
halterei in Prag mit der neunten Rangsclaſſe eventuell Rechnungsofficialsſtelle 
der zehnten oder Rechnungsaſſiſtentenſtelle der eilften Rangsclaſſe bis 10. October. 
(Amtsbl. Nr. 232). 

Rechnungsaſſiſtentenſtelle bei der n. ö. Statthalterei in Wien mit der 
eilften Rangsclaſſe bis 25. October. (Amtsbl. Nr. 233). 


mit einer Zeilage, ÜUmtauſch der Manz'ſchen Geſetzes- 
Ausgabe betreffend. 
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